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1. Einführung in die Problematik

Nicht nur die spezielle Bezeichnung des bis Juli dieses Jahres mit der Ausarbeitung des

Entwurfs eines Vertrags über eine Verfassung für Europa befassten Gremiums als „Eu-

ropäischer Konvent“ weckt Assoziationen mit den aus der Geschichte bekannten verfas-

sunggebenden Versammlungen wie etwa dem mit der Ausarbeitung der amerikanischen

Bundesverfassung befassten „Konvent von Philadelphia“. Auch das nun vorliegende

Ergebnis der Konventsberatungen, das landläufig als „EU-Verfassung“ bezeichnet wird,

scheint eine derartige historische Parallele zur amerikanischen Bundesverfassung auf-

zuweisen.

Gleichwohl wird dieser historische Brückenschlag im einschlägigen wissenschaftlichen

Schrifttum, soweit ersichtlich, nur ganz vereinzelt vorgenommen und zum Teil in seiner

Berechtigung verneint (Anlage 1, S. 12), zum Teil eingeschränkt bejaht (Anlage 2, S.

93). Dies mag daran liegen, dass trotz der augenscheinlichen Bezeichnungsähnlichkei-

ten bei einem Vergleich dieser Gremien ebenso wie bei einem Vergleich der in Rede

stehenden Dokumente möglicherweise die inhaltlichen Divergenzen sowohl in verfah-

renstechnischer als auch in materieller Hinsicht überwiegen.

2. Europäischer Konvent und „verfassunggebende Versammlung“

Der Europäische Konvent hat vom 28. Februar 2002 bis zum 18. Juli 2003 über die zu-

künftige Gestalt der Europäischen Union beraten. Der Konvent basierte als neuartiges,

bislang nicht in den Europäischen Verträgen kodifiziertes Gremium auf den Erfahrun-

gen, die im Rahmen des ersten Konvents zur Ausarbeitung einer Europäischen Grund-

rechtecharta gesammelt wurden. Es umfasste als Mitglieder die Beauftragten der natio-

nalen Regierungen, der nationalen Parlamente, des Europäischen Parlaments und der

Europäischen Kommission (vgl. zu Struktur und Arbeitsweise des Konvents die Anla-

gen 3, 4 und 5).

Im wissenschaftlichen Schrifttum wird der Europäische Konvent als ein parlamentari-

siertes Vorbereitungsgremium für die derzeit laufende Regierungskonferenz charakteri-

siert. Dementsprechend handelt es sich beim Konvent weder nach seiner Zusammenset-

zung noch nach seinem Mandat um eine „souveräne“ verfassunggebende Versammlung

im herkömmlichen Sinne (Anlage 6). Vielmehr basiert die nunmehr zum zweiten Mal

angewandte Konventsmethode auf dem Wunsch der Mehrheit der maßgeblichen Akteu-

re auf europäischer Ebene, bisherige, oftmals als intransparent empfundene Entschei-

dungsmechanismen bei den in der Vergangenheit vorgenommenen Änderungen der

Europäischen Verträge, wie sie bei den bisherigen, gemäß Art. 48 EU-Vertrag zur Ver-

tragsänderung ermächtigten Regierungskonferenzen zu beobachten waren, zu überwin-
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den (Anlagen 3, 4 und 5) und gleichzeitig den Aspekt einer stärkeren Betonung der

Bürgerbeteiligung hervorzuheben (Anlage 1, S. 12). Verfahrenstechnisch handelt es

sich vor diesem Hintergrund um ein Gremium, das – anders als eine verfassungsgeben-

de Versammlung im klassischen Sinne – lediglich Vorschläge zur Neufassung der bis-

herigen europäischen Verträge unterbreiten sollte. Die Letztentscheidung obliegt gemäß

Art. 48 EU-Vertrag nach wie vor der Konferenz der Regierungen der Mitgliedstaaten

und den mit der Ratifizierung betrauten mitgliedstaatlichen Parlamenten.

Nicht nur in verfahrenstechnischer, sondern auch in funktioneller Hinsicht bestehen

deutliche Unterschiede zwischen Europäischem Konvent und verfassunggebender Ver-

sammlung im herkömmlichen Sinne. So ist nicht die Neuschaffung einer (europäischen)

Verfassung Aufgabe des Europäischen Konvents gewesen, sondern es ging um die

„Weiterentwicklung des europäischen konstitutionellen Korsetts“ (Anlage 1, S. 15).

Gleichwohl gibt es auch Stimmen im Schrifttum, die in dem Konventsverfahren und

dem hieraus resultierenden Arbeitsergebnis Anhaltspunkte für einen verfassungsgeben-

den Prozess erblicken, der in eine staatliche Konstitutionalisierung Europas münden

könnte (Anlage 7, weitergehend Anlage 2, S. 91 ff.). Dabei besteht jedoch zumindest

im juristischen wissenschaftlichen Schrifttum Einigkeit darüber, dass auch der – zum

jetzigen Zeitpunkt absehbaren - künftigen Europäischen Union keine Staatsqualität zu-

kommen wird. Demgemäß handelt es sich bei der jetzt vorliegenden „Europäischen

Verfassung“ nach fast einhelliger Auffassung um keine Verfassung im staatsrechtlichen

Sinne, sondern nach Überzeugung der Verfechter eines erweiterten Verfassungsbegriffs

um ein Vertragsdokument eigener Art, welches – wie schon die bisherigen Verträge! -

die Verfasstheit eines supranationalen Gebildes mit von den Mitgliedstaaten abgeleite-

ter, auf den Bürger direkt einwirkender (supranationaler) Hoheitsgewalt zum Gegen-

stand hat und damit allenfalls in materieller Hinsicht eine „Verfassung“ darstellen kann

(Anlage 7, S. 97-99, vgl. zur damit zusammenhängenden Funktionswandlung des Staa-

tes Anlage 1, S. 1 f.).

Die nun vorliegende „EU-Verfassung“ als solche stellt in diesem Konstitutionalisie-

rungsprozess der EU lediglich eine Etappe dar (Anlage 1, S. 15 f.) und bildet damit we-

der Beginn noch Endpunkt dieser Entwicklung. Sie unterscheidet sich deshalb auch

funktionell von herkömmlichen Staatsverfassungen wie etwa der amerikanischen Bun-

desverfassung, die jeweils mit ihrer Schaffung durch ein verfassunggebendes Gremium

eine eigene, auf Vollständigkeit angelegte nationalstaatliche Verfassungsordnung „per

Federstrich“ in Kraft setzten. Während eine Staatenverfassung daneben ein staatliches

Gemeinwesen auf der Grundlage des pouvoir constituant, des Volkes, schafft, begrün-

det die künftige EU-Verfassung gemäß Art. 1 Abs. 1 Verfassungsentwurf ausdrücklich

eine zwischenstaatliche Europäische Union der Bürger und der Staaten.
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Dieser zentrale funktionelle Unterschied zwischen „EU-Verfassung“ und Staatsverfas-

sung kann auch nicht dadurch überdeckt werden, dass es – ebenso wie zwischen dem

deutschen Grundgesetz und der EU-Verfassung – zwischen beiden Dokumenten vielfäl-

tige materielle Schnittmengen wie etwa einen Grundrechtskatalog, bestimmte Staats-

bzw. Unionsziele oder aber bestimmte institutionelle Bestimmungen gibt. Zu berück-

sichtigen sind in diesem Zusammenhang immer die genannten funktionellen Unter-

schiede zwischen einem Staatswesen auf der einen und einer supranationalen, zwi-

schenstatlichen Organisation auf der anderen Seite, denen insbesondere die entspre-

chenden institutionellen Bestimmungen immer Rechnung zu tragen haben. So ergibt

sich etwa aus dem supranationalen, zwischenstaatlichen Charakter der Europäischen

Union das besondere, durch das Prinzip des institutionellen Gleichgewichts geprägte

europäische Institutionengefüge, bestehend aus Europäischer Kommission, Rat, Europä-

ischem Rat und Europäischem Parlament, welches auf nationaler Ebene weltweit kei-

nerlei Pendant findet.

Schon aus diesen Besonderheiten des vom Europäischen Konvent vorgelegten Doku-

ments wird die strukturelle Andersartigkeit auch dieses Gremiums im Vergleich zu ver-

fassungsgebenden Versammlungen, wie sie etwa der Konvent von Philadelphia darstell-

ten, deutlich. Auch wenn mit dem künftigen Vertrag über eine Verfassung für Europa

der Prozess der Konstitutionalisierung der Europäischen Verträge vorangetrieben wird,

ist dieser Prozess nicht mit der Verfassungsgebung für einen Nationalstaat gleichzuset-

zen und mit der Arbeit des Konvents auch nicht abgeschlossen.

3. Der Konvent von Philadelphia – eine wirklich verfassungsgebende Ver-
sammlung

Eine derartige nationalstaatliche Konstitutionalisierung der bis dahin nur lose verbunde-

nen amerikanischen Staaten war demgegenüber Aufgabe des Konvents von Philadel-

phia. Der Verfassungskonvent von Philadelphia bereitete im Jahre 1787 die amerikani-

sche Bundesverfassung (Anlage 8) vor. Die 55 Delegierten waren Entsandte der bis

dahin in der durch einen Bundesvertrag begründeten Konföderation von 1777 (Anlage

9) miteinander verbundenen amerikanischen Staaten. Obwohl zunächst lediglich zu dem

Zwecke zusammen gerufen, Vorschläge zur Verbesserung der Konföderationsartikel

des Bundesvertrags auszuarbeiten, entwarfen sie eine Bundesverfassung für die künfti-

gen Vereinigten Staaten (Anlage 10). Mit Inkrafttreten dieser Verfassung wurde aus

einem losen Staatenbund ein neuer Bundesstaat, der u.a. auf den Prinzipien der Gewal-

tenteilung und der Volkssouveränität beruht. Die Bundesverfassung trat nach ihrer Rati-

fizierung durch alle Einzelstaaten im Jahre 1788 in Kraft und begründete damit völker-

rechtlich einen neuen Staat. (Anlage 11).
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